
178 Neue Justiz 5/85

Nichtjuristen und die Ausbildung von Volksrichtern konnte 
in der damaligen sowjetischen Besatzungszone die Grund­
frage der Schaffung neuer, demokratischer Justizorgane lö­
sen. Es ist kein Zufall, daß gerade diese unsere Erfahrungen 
für sozialistische Länder wie die Sozialistische Republik Viet­
nam von großem Interesse sind, wie ich im Januar dieses 
Jahres bei meinem vierten Besuch dieses Landes erneut fest­
stellen konnte.

2. Unser Weg der Ausbildung eines neuen Kaderbestandes 
für die Justizorgane und deren schnelle Errichtung war nur 
möglich, weil uns die Mitarbeiter der sowjetischen Militär­
administration sowohl im zentralen Maßstab als auch in den 
Ländern und Kreisen ihre Erfahrungen vermittelten, den 
eingesetzten Volksrichtern stets mit ihrem Rat zur Seite 
standen und die Einrichtung und Organisation der Gerichte 
unterstützten. Auch ich denke gern an die Zusammenarbeit 
mit dem damaligen Leiter der Rechtsabteilung der sowjeti­
schen Zentralkommandantur in Berlin und später mit den 
Juristen der Rechtsabteilung der SMAD zurück.

Aufbau und Organisation der Justizorgane

Ab Mai 1945 entstanden in der sowjetischen Besatzungszone 
sehr differenziert in Zusammenarbeit der neu gebildeten 
örtlichen Organe mit den sowjetischen Kommandanturen Ge­
meinde-, Orts- und Stadtgerichte.* 4 8 Nachdem im Juli 1945 
die Landes- bzw. Provinzialverwaltungen in Mecklenburg, 
Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen ihre 
Tätigkeit aufgenommen hatten, wurden bei ihnen auch Ju­
stizabteilungen gebildet, die sich in Brandenburg, Sachsen 
und Thüringen später zu Justizministerien entwickelten.9 10 Der 
Aufbau der Justizorgane wurde damit zur Sache der Länder 
bzw. Provinzen.

Zur Vereinheitlichung des Gerichtsaufbaus in allen Be­
satzungszonen wurde bereits im August 1945 im Alliierten 
Kontrollrat dahin Übereinstimmung erzielt, daß Organisa­
tion und Verfassung der Gerichte auf der Grundlage des 
Rechtszustandes der Weimarer Republik wiederherzustellen 
sind. Dementsprechend bestimmte Ziff. 1 des Befehls Nr. 49 
der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland 
(SMAD) über die Reorganisation der deutschen Gerichte vom
4. September 1945: „Das System der deutschen Gerichte in 
allen Provinzen ist in Übereinstimmung mit der Gesetzge­
bung, wie sie zum 1. Januar 1933 existierte, zu reorganisieren. 
In den Provinzen ist folgendes Gerichtssystem festzusetzen: 
Rayongerichte (Amtsgerichte) nach Zahl der Rayons, Bezirks­
gerichte (Landgerichte) und Oberlandesgerichte.“19

Eine entsprechende Weisung erließ die Alliierte Kom­
mandantur Berlin. Danach mußten wir in Berlin auf eine in­
zwischen bewährte Neuregelung verzichten, nämlich auf die 
Durchführung der Ehescheidungen am Amtsgericht mit ei­
nem Berufsrichter und zwei Schöffen.11

In jedem Land wurde ein Oberlandesgericht als höchste 
Instanz gebildet. Diese Funktion nahm in Berlin das Kam­
mergericht — der Name stammte noch aus der Zeit der 
preußischen Könige — wahr. Die Bereiche der Amts- und 
Landgerichte veränderten sich mehrfach. Erst mit dem 
Gesetz über die weitere Demokratisierung des Aufbaus und 
der Arbeitsweise der staatlichen Organe in den Ländern der 
DDR vom 23. Juli 1952 (GBl. Nr. 99 S. 613) und dem Gesetz 
über die Verfassung der Gerichte der DDR (Gerichtsverfas­
sungsgesetz) vom 2. Oktober 1952 (GBl. Nr. 141 S. 983) wurde 
die volle Übereinstimmung des Gerichtsaufbaus mit der ad­
ministrativen Gliederung hergestellt, wie sie auch heute noch 
besteht. Die Oberlandesgerichte wurden aufgehoben und da­
mit die Rechtsmittel- und Kassationslinie zu dem am 8. De­
zember 1949 durch Gesetz der Volkskammer geschaffenen 
Obersten Gericht der DDR vereinfacht.12 Das Berliner Kam­
mergericht bestand bis Anfang der 60er Jahre; es wurde 
durch Vereinbarung zwischen dem Minister der Justiz und 
dem Präsidenten des Obersten Gerichts aufgehoben; seine 
Funktionen gegenüber den Berliner Gerichten übernahm das 
Oberste Gericht.

Arbeitsgerichte wurden für die sowjetische Besatzungs­
zone auf der Grundlage des Befehls Nr. 23 der SMAD vom 
25. Januar 1946 ab 1. März 1946 eingerichtet.13 Das inhaltlich 
damit übereinstimmende Kontrollratsgesetz Nr. 21 — Arbeits­
gerichtsgesetz — vom 30. März 1946 eröffnete dann in allen 
vier Besatzungszonen Deutschlands die Möglichkeit einer de­
mokratischen Arbeitsgerichtsbarkeit.

Der Befehl Nr. 49 der SMAD enthielt zwei weitere wich­
tige Festlegungen:

1. Er bestätigte die kaderpolitischen Maßnahmen, die in 
einer Reihe von Gerichten seit Mai 1945 getroffen worden

waren, mit der Anordnung, daß sämtliche früheren Mitglie­
der der NSDAP und solche Personen, die an der Strafpolitik 
unter dem Hitlerregime unmittelbar teilgenommen hatten, 
aus den Gerichten und den Staatsanwaltschaften zu entfernen 
waren. In Mecklenburg, Brandenburg und Sachsen waren 
diese Maßnahmen im Oktober 1945 abgeschlossen; in Sachsen- 
Anhalt und Thüringen geschah dies nur zögernd.14 15 *

2. Mit der Reorganisation der Gerichte in der sowjetischen 
Besatzungszone wurde der Direktor der im Juli 1945 durch 
Befehl Nr. 17 der SMAD geschaffenen Deutschen Zentral­
verwaltung für Justiz (DJV) beauftragt. Damit erhielt diese 
erweiterte Befugnisse. Sie war beratendes Organ der SMAD 
zunächst ohne gesetzgeberische Rechte und hatte auf ihrem 
Gebiet die Arbeit der Landes- bzw. Provinzialverwaltungen 
zu koordinieren, ohne ein direktes Weisungsrecht zu haben. 
Die Festlegung im Befehl Nr. 49 bedeutete die Verstärkung 
ihres Einflusses auf die Durchführung der Kaderpolitik und 
die Organisation der Gerichte. Leiter der Deutschen Zentral­
verwaltung für Justiz war von 1945 bis 1948 der Liberal-De- 
mokrat Eugen Schiffer18 und nach dessen Rücktritt wegen 
seines hohen Alters bis zur Gründung der DDR Max Fech- 
ner, der auch erster Justizminister der DDR wurde. Trotz 
der Festlegungen im Befehl Nr. 49 der SMAD blieb die Durch­
setzung zentraler Maßnahmen gegenüber den Ländern bzw. 
Provinzen bis zur Gründung der DDR auch in der Justiz 
oftmals ein komplizierter Prozeß.

Zur Rechtsanwendung

Eine weitere entscheidene Frage für die neuen Justizorgane 
war, welches Recht sie anzuwenden hatten. Hier waren eine 
Reihe besonderer Umstände zu berücksichtigen.

Die Gesetze mit typisch faschistischem Inhalt wurden 
noch im Jahre 1945 durch den Alliierten Kontrollrat bzw. die 
SMAD aufgehoben. Dazu gehörten z. B. Teile des Strafgesetz­
buchs, wie es während der Nazizeit Geltung hatte. Das 
machte aber keineswegs die Prüfung überflüssig, welche Be­
stimmungen aus sonstigen Gesetzen wegen ihres faschisti­
schen Inhalts nicht mehr anzuwenden waren. In Berlin be­
stand 1947/48 eine Kommission, die eine Vielzahl von Ge­
setzen daraufhin überprüfte und entsprechende Empfehlun­
gen für die Gerichte herausgab. Dabei war zu berücksichtigen, 
daß nicht alle Gesetzesänderungen nach 1933 — vor allem 
solche aus den ersten Jahren — vom faschistischen Gedan­
kengut geprägte Normen waren. Da ich zeitweise als Se­
kretär der Berliner Kommission arbeitete, ist mir diese Tätig­
keit noch in deutlicher Erinnerung.

Die nicht ausdrücklich aufgehobenen alten Gesetze wur­
den als weitergeltend bestätigt. Das war erforderlich, weil 
die damaligen gesellschaftlichen Verhältnisse in der sowje­
tischen Besatzungszone sofortige Neukodifikationen nicht zu­
ließen.

Die Anwendung der alten Gesetze war ein komplizierter 
Prozeß. Einerseits wurde sie durch die neuen, antifaschistisch­
demokratischen Rechtsanschauungen beeinflußt, andererseits 
erschwerten die alten Gesetze — besonders das Bürgerliche 
Gesetzbuch — die Überwindung der bürgerlich-kapitalisti­
schen Rechtsideologie. Zugleich ermöglichten aber die ab­
strakten Formulierungen und die Generalklauseln des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs die Durchsetzung demokratischer 
Anschauungen im Zivilrecht. Mit Hilfe der Hinweis- und Fra­
gepflicht des Richters wurde im Zivilprozeßrecht die abso­
lute Herrschaft der Parteien über den Zivilprozeß einge­
schränkt.
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